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§9
Begriff der Pflichten

Pflichten im Sinne dieses Gesetzes sind 
solche, die dem Verantwortlichen zum 
Zeitpunkt der Tat kraft Gesetzes, Berufs, 
Tätigkeit oder seiner Beziehungen zum 
Geschädigten zur Vermeidung schädlicher 
Folgen oder Gefahren obliegen oder die 
ihm daraus erwachsen, daß er durch sein 
Verhalten für andere Personen oder für 
die Gesellschaft besondere Gefahren her- 
aufbeschwprt.

§ 10
Schuldausschluß

Schuldhaft (vorsätzlich oder fahrlässig) 
handelt nicht, wem die Erfüllung seiner 
Pflichten objektiv nicht möglich ist oder 
wer dazu nicht imstande ist, weil er we­
gen eines von ihm nicht zu verantworten­
den persönlichen Versagens oder Unver­
mögens die Umstände oder Folgen seines 
Handelns nicht erfassen oder die ihm un­
ter den gegebenen Umständen obliegen­
gen Pflichten nicht erkennen kann.

Verantwortlichkeit 
für straferschwerende Umstände

§11

(1) Wird ein schwerer Fall einer vor­
sätzlichen Tat durch das Vorliegen beson­
derer objektiver Umstände begründet, sind 
sie dem Täter zur vorsätzlichen Schuld 
nur zuzurechnen, wenn sie ihm bekannt 
waren.

(2) Sieht ein Gesetz für die Begehung 
einer vorsätzlichen Tat mit der fahrlässi­
gen Herbeiführung schwerer Folgen stren­
gere Formen der Verantwortlichkeit vor, 
sind diese Folgen dem Täter nur zuzu­
rechnen, wenn ihm die Umstände bekannt 
waren, aus denen sie entstanden sind, oder 
wenn er sie auf andere Weise hätte vor­
aussehen können.

§12

Sieht ein Gesetz für die Begehung einer 
fahrlässigen Tat, die mit der Herbeifüh­
rung besonders bezeichneter schwerer Fol­
gen verbunden ist, eine strengere Verant­
wortlichkeit vor, sind diese Folgen dem 
Täter nur zuzurechnen, wenn sich sein 
fahrlässiges Verschulden auch auf diese 
Folgen erstreckt.

§ 13 
Irrtum

(1) Wer bei seinem Handeln das Vor­
handensein von Tatumständen nicht 
kannte, welche zum gesetzlichen Tatbe­
stand gehören oder die Strafbarkeit erhö­
hen, dem sind diese Umstände nicht zu­
zurechnen. Die strafrechtliche Verantwort­
lichkeit wegen fahrlässiger Schuld wird 
dadurch nicht berührt.

(2) Für fahrlässige Handlungen gilt Ab­
satz 1 nur, wenn die Unkenntnis der Tat­
umstände nicht auf Fahrlässigkeit beruht.

§ 14
Schuldminderung 

durch außergewöhnliche Umstände

Ist das Verschulden des Täters infolge 
unverschuldeten Affekts oder anderer 
außergewöhnlicher objektiver und subjek­
tiver Umstände, die seine Entscheidungs­
fähigkeit beeinflußt haben, nur gering, 
kann die Strafe nach den Grundsätzen über 
die außergewöhnliche Strafmilderung her­
abgesetzt und bei Vergehen kann von Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit abgesehen werden.

§15
Zurechnungsunfähigkeit

(1) Strafrechtliche Verantwortlichkeit ist 
ausgeschlossen, wenn der Täter zur Zeit 
der Tat wegen zeitweiliger oder dauernder 
krankhafter Störung der Geistestätigkeit 
oder wegen Bewußtseinsstörung unfähig 
ist, sich nach den durch die Tat berührten 
Regeln des gesellschaftlichen Zusammen­
lebens zu entscheiden.

(2) Das Gericht kann die Einweisung in 
psychiatrische Einrichtungen nach den da­
für geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
anordnen.

(3) Wer sich schuldhaft in einen 
die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden 
Rauschzustand versetzt und in diesem Zu­
stand eine mit Strafe bedrohte Handlung 
begeht, wird nach dem verletzten Gesetz 
bestraft.

§16
Verminderte Zurechnungsfähigkeit

(1) Strafrechtliche Verantwortlichkeit ist 
gemindert, wenn der Täter zur Zeit der


